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KURZE BEGRÜNDUNG 

Laut einem Bericht der Sachverständigengruppe der Internationalen 

Seeschifffahrtsorganisation (IMO) von 2009 haben die Emissionen durch die internationale 

Schifffahrt in den letzten Jahren stark zugenommen und dürften ohne eine entsprechende 

Verordnung bis 2020 auf 1,475 Mio. Tonnen jährlich, d. h. 6 % der gesamten CO2-

Emissionen weltweit, ansteigen. 2007 stammten 2,7 % der gesamten CO2-Emissionen 

weltweit aus der Schifffahrt. 

Auf europäischer Ebene macht der Beitrag von Schiffen, die in Häfen der EU-27 ankommen 

oder von dort abfahren, bis zu 30 % der weltweiten CO2-Emissionen der Schifffahrt aus1. Die 

Europäische Umweltagentur gibt außerdem an, dass die Schifffahrt in europäischen 

Gewässern für einen großen Anteil der Emissionen an NOx (10–20 %), SO2 (10–25 %) und 

PM2,5 (10–25 %) weltweit verantwortlich ist, wobei etwa 70 % der weltweiten Emissionen 

innerhalb von 400 km von der Küste entstehen. Durch epidemiologische Studien wurde 

aufgezeigt, dass Emissionen aus der Schifffahrt gesundheitliche Folgen haben, wobei etwa 

50 000 Todesfälle jährlich allein auf aus der Schifffahrt stammende Luftverschmutzung 

zurückzuführen sind2. 

Die Einführung eines obligatorischen Energieeffizienzindex (EEDI) für bestimmte Kategorien 

neuer Schiffe durch die Internationale Seeschifffahrtsorganisation (IMO) im Jahr 2011 und 

die obligatorische Nutzung des Managementplans für die Energieeffizienz von Schiffen 

(SEEMP) in der gesamten bestehenden Flotte sind ein erster Schritt in Richtung Reduzierung 

der CO2-Emissionen aus der Schifffahrt. Wie die Kommission einräumt, werden diese 

Maßnahmen jedoch nicht ausreichen, um die zunehmenden CO2-Emissionen im 

Seeschiffverkehr einzudämmen und das im Weißbuch der Kommission von 2011 mit dem 

Titel „Fahrplan zu einem einheitlichen europäischen Verkehrsraum“ festgelegte Ziel einer 

Reduzierung bis 2050 gegenüber dem Stand von 2005 um 40 % (falls möglich um 50 %) zu 

erreichen. 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr ersucht den federführenden Ausschuss für 

Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende 

Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 

                                                 
1 Technischer Bericht Nr. 4/2013 der EUA – „The impact of international shipping on European air quality and 

climate forcing“ (Die Auswirkungen der internationalen Schifffahrt auf die Luftqualität und klimatische 

Veränderungen in Europa) 
2 Siehe http://ec.europa.eu/transport/modes/maritime/events/doc/2011_06_01_stakeholder-event/item4.pdf 
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Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (1a) Im Weißbuch der Kommission von 

2011 „Fahrplan zu einem einheitlichen 

europäischen Verkehrsraum“ wird eine 

Verringerung der Emissionen im 

Seeverkehr bis 2050 gegenüber dem Stand 

von 2005 um 40 % (falls möglich um 

50 %) gefordert, insbesondere durch die 

Anwendung des Nutzer- und des 

Verursacherprinzips. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 1 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (1b) In der Entschließung des 

Europäischen Parlaments zum Thema 

„Fahrplan zu einem einheitlichen 

europäischen Verkehrsraum – Wege zu 

einem wettbewerbsbestimmten und 

ressourcenschonenden Verkehrssystem“ 

(2011/2096(INI)) wird eine „EU-weit 

einheitliche Reduktion der Emissionen 

von Kohlendioxid und Schadstoffen im 

Schiffsverkehr um 30 % [gefordert], 

wobei die IMO-Übereinkünfte über den 

Energieeffizienzindex (EEDI) und den 

Energieeffizienz-Managementplan für 

Schiffe (SEEM) Beiträge leisten werden“; 

außerdem wird gefordert, „alle in dieser 

Ziffer genannten Ziele als Priorität zu 

betrachten und deshalb jährlich zu 

überprüfen“; 

 

Änderungsantrag 3 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Daten der IMO zufolge ließen sich der 

spezifische Energieverbrauch und die CO2-

Emissionen von Schiffen durch 

betriebliche Maßnahmen und den Einsatz 

verfügbarer Technologien um bis zu 75 % 

senken; ein beträchtlicher Teil dieser 

Maßnahmen kann als kostenwirksam 

erachtet werden, da die niedrigeren 

Kraftstoffkosten die Amortisierung 

etwaiger betrieblicher oder 

Investitionsausgaben gewährleisten. 

(3) Daten der IMO zufolge ließen sich der 

spezifische Energieverbrauch und die CO2-

Emissionen von Schiffen durch 

betriebliche Maßnahmen und den Einsatz 

verfügbarer Technologien um bis zu 75 % 

senken; ein beträchtlicher Teil dieser 

Maßnahmen kann als kostenwirksam 

erachtet werden – oder der Branche sogar 

Nettovorteile bieten –, da die niedrigeren 

Kraftstoffkosten die Amortisierung 

etwaiger betrieblicher oder 

Investitionsausgaben gewährleisten. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(4) Die bestmögliche Option für die 

Verringerung der CO2-Emissionen aus dem 

Seeverkehr auf EU-Ebene besteht darin, 

als ersten Schritt eines schrittweisen 

Vorgehens für die Einbeziehung der 

Emissionen aus dem Seeverkehr in die 

Treibhausgasreduktionsverpflichtung der 

EU ein System für die Überwachung, 

Berichterstattung und Prüfung (MRV-

System) einzurichten, bei dem die CO2-

Emissionen auf der Grundlage des 

Kraftstoffverbrauchs der Schiffe ermittelt 

werden. 

(4) Die bestmögliche Option für die 

Verringerung der CO2-Emissionen aus dem 

Seeverkehr auf EU-Ebene besteht darin, 

eine marktbasierte Maßnahme 

umzusetzen, bei der ein erster Schritt eines 

schrittweisen Vorgehens für die 

Einbeziehung der Emissionen aus dem 

Seeverkehr in die 

Treibhausgasreduktionsverpflichtung der 

EU darin besteht, ein System für die 

Überwachung, Berichterstattung und 

Prüfung (MRV-System) einzurichten, bei 

dem die CO2-Emissionen auf der 

Grundlage des Kraftstoffverbrauchs der 

Schiffe ermittelt werden.  

 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 6 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(6) Die Konsultation der Interessenträger 

und die Gespräche mit internationalen 

Partnern zeigen, dass ein schrittweises 

Vorgehen für die Einbeziehung der 

Emissionen des Seeverkehrs in die 

Verpflichtungen zur Senkung der 

Treibhausgasemissionen der Union 

angewendet werden sollte, bei dem als 

erster Schritt ein robustes MRV-System für 

die CO2-Emissionen aus dem Seeverkehr 

zur Anwendung kommt und in einem 

späteren Stadium ein Preis für diese 

Emissionen festgelegt wird. Durch dieses 

Konzept wird es leichter, auf 

internationaler Ebene eine Einigung über 

Zielvorgaben für die Minderung der 

Treibhausgasemissionen und über weitere 

Maßnahmen, mit denen sich diese 

Minderung mit möglichst geringem 

Kostenaufwand erreichen lässt, zu erzielen. 

(6) Die Konsultation der Interessenträger 

und die Gespräche mit internationalen 

Partnern zeigen, dass ein schrittweises 

Vorgehen für die Einbeziehung der 

Emissionen des Seeverkehrs in die 

Verpflichtungen zur Senkung der 

Treibhausgasemissionen der Union 

angewendet werden sollte, bei dem in 

diesem Stadium als erster Schritt ein 

robustes MRV-System nur für die CO2-

Emissionen aus dem Seeverkehr zur 

Anwendung kommt und in einem späteren 

Stadium ein Preis für diese Emissionen 

festgelegt wird. Durch dieses Konzept wird 

es leichter, auf internationaler Ebene eine 

Einigung über Zielvorgaben für die 

Minderung der Treibhausgasemissionen 

und über weitere Maßnahmen, mit denen 

sich diese Minderung mit möglichst 

geringem Kostenaufwand erreichen lässt, 

zu erzielen. 

 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 7 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(7) Die Einführung eines EU-MRV-

Systems dürfte zu Emissionsreduktionen 

um bis zu 2 % gegenüber dem Business-as-

usual-Szenario und zu aggregierten 

Nettokosteneinsparungen von bis zu 

1,2 Mrd. EUR bis 2030 führen, da es dazu 

beitragen könnte, Marktbarrieren zu 

beseitigen, insbesondere solche, die auf 

den Mangel an Informationen über die 

Schiffseffizienz zurückgehen. Die Senkung 

der Transportkosten dürfte den 

internationalen Handel erleichtern. 

Außerdem ist ein robustes MRV-System 

eine Grundvoraussetzung für jede 

(7) Die Einführung eines EU-MRV-

Systems dürfte zu Emissionsreduktionen 

um bis zu 2 % gegenüber dem Business-as-

usual-Szenario und zu aggregierten 

Nettokosteneinsparungen von bis zu 

1,2 Mrd. EUR bis 2030 führen, da es dazu 

beitragen könnte, Marktbarrieren zu 

beseitigen, insbesondere solche, die auf 

den Mangel an Informationen über die 

Schiffseffizienz zurückgehen. Die Senkung 

der Transportkosten dürfte den 

internationalen Handel erleichtern. 

Außerdem ist ein robustes MRV-System 

eine Grundvoraussetzung für jede 
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marktbasierte Maßnahme oder 

Effizienznorm, unabhängig davon, ob es 

auf EU-Ebene oder weltweit angewandt 

wird. Es liefert ferner zuverlässige Daten 

für die Festlegung präziser Zielvorgaben 

für die Emissionsminderung und für die 

Bewertung der Fortschritte, die in Bezug 

auf den Beitrag des Seeverkehrs zur 

Verwirklichung einer Wirtschaft mit 

geringem CO2-Ausstoß erzielt werden. 

marktbasierte Maßnahme oder 

Effizienznorm. Aufgrund des 

internationalen Charakters der 

Schifffahrt wäre ein weltweit 

abgestimmtes Vorgehen die bevorzugte 

und wirksamste Methode, Emissionen aus 

dem internationalen Schiffverkehr zu 

reduzieren. Es liefert ferner zuverlässige 

Daten für die Festlegung präziser 

Zielvorgaben für die Emissionsminderung 

und für die Bewertung der Fortschritte, die 

in Bezug auf den Beitrag des Seeverkehrs 

zur Verwirklichung einer Wirtschaft mit 

geringem CO2-Ausstoß erzielt werden. 

 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 8 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(8) Alle Fahrten innerhalb der EU, alle 

eingehenden Fahrten aus dem letzten 

Hafen außerhalb der Union zum ersten 

Anlaufhafen in der Union und alle 

ausgehenden Fahrten von einem Hafen der 

Union zum nächsten Anlaufhafen 

außerhalb der EU sollten für die Zwecke 

der Überwachung als relevant erachtet 

werden. Auch die CO2-Emissionen in EU-

Häfen, einschließlich derjenigen, die 

anfallen, wenn Schiffe sich am Liegeplatz 

befinden oder im Hafen fahren, sollten 

erfasst werden, insbesondere da es 

spezifische Maßnahmen gibt, mit denen sie 

sich verringern oder vermeiden lassen. 

Diese Vorschriften sollten auf 

nichtdiskriminierende Weise auf alle 

Schiffe unabhängig von ihrer Flagge 

angewandt werden. 

(8) Alle Fahrten innerhalb der EU, alle 

eingehenden Fahrten aus dem letzten 

Hafen außerhalb der Union zum ersten 

Anlaufhafen in der Union und alle 

ausgehenden Fahrten von einem Hafen der 

Union zum nächsten Anlaufhafen 

außerhalb der EU sollten für die Zwecke 

der Überwachung als relevant erachtet 

werden. Auch die Emissionen in EU-

Häfen, einschließlich derjenigen, die 

anfallen, wenn Schiffe sich am Liegeplatz 

befinden oder im Hafen fahren, sollten 

erfasst werden, insbesondere da es 

spezifische Maßnahmen gibt, mit denen sie 

sich verringern oder vermeiden lassen. 

Diese Vorschriften sollten auf 

nichtdiskriminierende Weise auf alle 

Schiffe unabhängig von ihrer Flagge 

angewandt werden, nachdem die 

Kommission sichergestellt hat, dass 

Drittstaaten keinen Vorbehalt anmelden. 
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Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 8 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (8a) Angesichts des geografischen 

Anwendungsbereichs und der damit 

einhergehenden Überwachen von CO2-

Emissionen außerhalb des 

Hoheitsgebietes der Mitgliedstaaten sowie 

der Einbeziehung von weltweit ansässigen 

Schifffahrtsunternehmen sollte die 

Kommission Drittstaaten frühzeitig und in 

angemessener Weise informieren, um 

größtmögliche internationale Akzeptanz 

zu bewirken.  

 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 11 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(11) Das EU-MRV-System sollte auch 

andere klimarelevante Daten einbeziehen, 

anhand deren die Energieeffizienz von 

Schiffen bestimmt oder die treibenden 

Kräfte für die Emissionsentwicklung 

untersucht werden können. Durch diesen 

Anwendungsbereich steht das EU-MRV-

System außerdem mit internationalen 

Initiativen zur Einführung von 

Effizienznormen für vorhandene Schiffe, 

die ebenfalls betriebliche Maßnahmen 

vorsehen, in Einklang und trägt dazu bei, 

Marktbarrieren zu beseitigen, die auf den 

Mangel an Informationen zurückgehen. 

(11) Das EU-MRV-System sollte es auch 

ermöglichen, dass die Energieeffizienz 

von Schiffen bestimmt oder die treibenden 

Kräfte für die Emissionsentwicklung 

untersucht werden können. Durch diesen 

Anwendungsbereich steht das EU-MRV-

System außerdem mit internationalen 

Initiativen zur Einführung von 

Effizienznormen für vorhandene Schiffe, 

die ebenfalls betriebliche Maßnahmen 

vorsehen, in Einklang und trägt dazu bei, 

Marktbarrieren zu beseitigen, die auf den 

Mangel an Informationen zurückgehen. 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 12 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(12) Um den Verwaltungsaufwand für die 

Eigner und Betreiber der Schiffe, 

insbesondere für kleine und mittlere 

Unternehmen, zu minimieren und das 

Kosten-Nutzen-Verhältnis des MRV-

Systems zu optimieren, ohne das Ziel der 

Erfassung des weitaus größten Teils der 

Treibhausgasemissionen aus dem 

Seeverkehr zu gefährden, sollten die 

Vorschriften für das MRV-System nur für 

Großemittenten anwendbar sein. Nach 

einer ausführlichen Analyse der 

Größenklassen und Emissionen von 

Schiffen, die von und nach EU-Häfen 

fahren, wurde ein Schwellenwert von 

5000 BRZ gewählt. Schiffe von mehr als 

5000 BRZ machen etwa 55 % der Zahl 

der Schiffe aus, die EU-Häfen anlaufen, 

und sind für etwa 90 % der damit 

verbundenen Emissionen verantwortlich. 

Dieser nichtdiskriminierende 

Schwellenwert würde sicherstellen, dass 

die wichtigsten Emittenten erfasst werden. 

Ein niedrigerer Schwellenwert wäre mit 

höherem Verwaltungsaufwand 

verbunden, während bei einem höheren 

Wert weniger Emissionen erfasst würden, 

was der Umweltwirksamkeit des Systems 

abträglich wäre. 

(12) Um Kohärenz mit dem bestehenden 

Völkerrecht, insbesondere MARPOL VI, 

sicherzustellen, sollte das MRV-System 

für Schiffe mit 400 BRZ und mehr gelten. 

 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 13 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(13) Um den Verwaltungsaufwand für 

Eigner und Betreiber der Schiffe weiter zu 

verringern, sollten die 

Überwachungsvorschriften auf CO2 

fokussiert sein, das bei weitem wichtigste 

Treibhausgas aus dem Seeverkehr, 

(13) Um den Verwaltungsaufwand für 

Eigner und Betreiber der Schiffe weiter zu 

verringern, sollten die 

Überwachungsvorschriften in diesem 

Stadium nur auf CO2 fokussiert sein, da es 

das bei weitem wichtigste Treibhausgas 
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fokussiert sein, das bis zu 98 % der 

gesamten Treibhausgasemissionen dieses 

Sektors ausmacht. 

 

aus dem Seeverkehr ist, das bis zu 98 % 

der gesamten Treibhausgasemissionen 

dieses Sektors ausmacht. 

 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 14 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(14) Die Vorschriften sollten geltende 

Bestimmungen und an Bord der Schiffe 

bereits vorliegende Daten berücksichtigen, 

weswegen Schiffseignern die Möglichkeit 

geboten werden sollte, eine der folgenden 

vier Überwachungsmethoden zu wählen: 

die Verwendung von 

Bunkerlieferbescheinigungen, 

Überwachung des Bunkerkraftstoffs, 

Durchflussmesser für einzubeziehende 

Verbrennungsprozesse oder direkte 

Emissionsmessungen. Ein 

schiffsspezifisches Monitoringkonzept 

sollte eine Dokumentation zu der 

getroffenen Wahl und weitere Einzelheiten 

zur Anwendung der gewählten Methode 

enthalten. 

(14) Die Vorschriften sollten geltende 

Bestimmungen und an Bord der Schiffe 

bereits vorliegende Daten berücksichtigen, 

weswegen Schiffseignern die Möglichkeit 

geboten werden sollte, eine der folgenden 

vier Überwachungsmethoden zu wählen: 

die Verwendung von 

Bunkerlieferbescheinigungen, 

Überwachung des Bunkerkraftstoffs, 

Durchflussmesser für einzubeziehende 

Verbrennungsprozesse oder direkte 

Emissionsmessungen. Ein 

schiffsspezifisches Monitoringkonzept 

sollte eine Dokumentation zu der 

getroffenen Wahl und weitere Einzelheiten 

zur Anwendung der gewählten Methode 

enthalten. Die Kommission sollte nach 

zwei abgeschlossenen Berichtszeiträumen 

Empfehlungen zu den 

Überwachungsmethoden bezüglich der 

Genauigkeit, der Relevanz für 

Emissionsreduktionen, der 

Erschwinglichkeit und der 

administrativen Belastung für die 

Besatzung aussprechen.  

 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 16 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(16) In diesem Stadium sollten andere 

Treibhausgase, klimarelevante Stoffe oder 

Luftschadstoffe nicht von dem EU-MRV-

System erfasst werden, um zu vermeiden, 

dass der Einbau von Messgeräten 

vorgeschrieben wird, die nicht hinreichend 

zuverlässig und im Handel verfügbar sind, 

was der Anwendung des EU-MRV-

Systems abträglich sein könnte. 

(16) In diesem Stadium sollten andere 

Treibhausgase, klimarelevante Stoffe oder 

Luftschadstoffe nicht von dem EU-MRV-

System erfasst werden, um zu vermeiden, 

dass der Einbau von Messgeräten 

vorgeschrieben wird, die nicht hinreichend 

zuverlässig und im Handel verfügbar sind, 

was der Anwendung des EU-MRV-

Systems abträglich sein könnte. Sollten 

zukünftige technische Fortschritte eine 

Messung anderer klimarelevanter Stoffe 

ohne erhebliche zusätzliche Belastungen 

für die Schiffseigner möglich machen, so 

sollten diese Stoffe in das MRV-System 

mit einbezogen werden. Die Kommission 

sollte das Europäische Parlament 

regelmäßig alle zwei Jahre über 

technische Entwicklungen informieren.    

 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 17 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(17) Um den Verwaltungsaufwand für die 

Eigner und Betreiber der Schiffe zu 

minimieren, sollten die Berichterstattung 

und Veröffentlichung der übermittelten 

Daten auf jährlicher Basis organisiert 

werden. Datenschutzbelangen dürfte 

dadurch genügt werden, dass sich die 

Veröffentlichung von Emissionen, 

Kraftstoffverbrauch und Effizienzdaten auf 

Jahresdurchschnittswerte und aggregierte 

Zahlen beschränkt. Die der Kommission 

übermittelten Daten sind dazu bestimmt, in 

Statistiken aufgenommen zu werden, 

soweit diese Daten für die Entwicklung, 

Erstellung und Verbreitung europäischer 

Statistiken gemäß dem Beschluss 

2012/504/EU der Kommission vom 

(17) Um den Verwaltungsaufwand für die 

Eigner und Betreiber der Schiffe zu 

minimieren, sollten die Berichterstattung 

und Veröffentlichung der übermittelten 

Daten auf jährlicher Basis organisiert 

werden. Datenschutzbelangen dürfte 

dadurch genügt werden, dass sich die 

Veröffentlichung von Emissionen, 

Kraftstoffverbrauch und Effizienzdaten auf 

Jahresdurchschnittswerte und aggregierte 

Zahlen beschränkt. Andererseits ist es 

wichtig, Charterern und anderen 

Wirtschaftsakteuren routenspezifische 

Daten zur Verfügung zu stellen, damit 

sichergestellt wird, dass Marktbarrieren 

abgebaut und die effizientesten Schiffe 

belohnt werden. Die der Kommission 
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17. September 2012 über Eurostat18 

relevant sind. 

übermittelten Daten sind dazu bestimmt, in 

Statistiken aufgenommen zu werden, 

soweit diese Daten für die Entwicklung, 

Erstellung und Verbreitung europäischer 

Statistiken gemäß dem Beschluss 

2012/504/EU der Kommission vom 

17. September 2012 über Eurostat18 

relevant sind. 

__________________ __________________ 

18  ABl. L 251 vom 18.9.2012, S. 49. 18  ABl. L 251 vom 18.9.2012, S. 49. 

 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 23 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(23) Die Verordnung (EU) Nr. 525/2013 

des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 21. Mai 2013 über ein System 

für die Überwachung von 

Treibhausgasemissionen sowie für die 

Berichterstattung über diese Emissionen 

und über andere klimaschutzrelevante 

Informationen auf Ebene der 

Mitgliedstaaten und der Union und zur 

Aufhebung der Entscheidung 

Nr. 280/2004/EG22 sollte geändert werden, 

um die Überwachung von und die 

Berichterstattung über die CO2-

Emissionen aus dem Seeverkehr durch die 

Mitgliedstaaten in Einklang mit der 

vorliegenden Verordnung zu regeln. 

(23) Die Verordnung (EU) Nr. 525/2013 

des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 21. Mai 2013 über ein System 

für die Überwachung von 

Treibhausgasemissionen sowie für die 

Berichterstattung über diese Emissionen 

und über andere klimaschutzrelevante 

Informationen auf Ebene der 

Mitgliedstaaten und der Union und zur 

Aufhebung der Entscheidung 

Nr. 280/2004/EG22 sollte geändert werden, 

um die Überwachung von und die 

Berichterstattung über die auf CO2 

beschränkten Emissionen aus dem 

Seeverkehr durch die Mitgliedstaaten in 

Einklang mit der vorliegenden Verordnung 

zu regeln. 

__________________ __________________ 

22 ABl. 165 vom 18.6.2013, S. 13-40. 22 ABl. 165 vom 18.6.2013, S. 13-40. 

 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 24 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(24) Das EU-MRV-System sollte als 

Modell für die Umsetzung eines globalen 

MRV-Systems dienen. Ein globales MRV-

System wäre vorzuziehen, da es wegen des 

breiteren Anwendungsbereichs als 

wirksamer erachtet werden könnte. In 

diesem Zusammenhang sollte die 

Kommission der IMO und anderen 

einschlägigen internationalen 

Organisationen regelmäßig wichtige 

Informationen über die Durchführung 

dieser Verordnung übermitteln und bei 

der IMO Stellungnahmen zu diesem 

Thema abgeben. Wird eine Einigung über 

ein globales MRV-System erzielt, so sollte 

die Kommission das EU-MRV-System 

überarbeiten, um es an das globale System 

anzugleichen. 

 

(24) Das EU-MRV-System sollte als 

Modell für die Umsetzung eines globalen 

MRV-Systems dienen. Ein globales MRV-

System wäre vorzuziehen, da es wegen des 

breiteren Anwendungsbereichs als 

wirksamer erachtet werden könnte. Wird 

eine Einigung über ein globales MRV-

System erzielt, so sollte die Kommission 

das EU-MRV-System überarbeiten, um es 

an das globale System anzugleichen. 

 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 25 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(25) Damit die besten verfügbaren 

Praktiken und wissenschaftlichen 

Erkenntnisse genutzt werden können, sollte 

der Kommission die Befugnis übertragen 

werden, Rechtsakte gemäß Artikel 290 

AEUV zu erlassen, um bestimmte 

technische Aspekte der Überwachung der 

CO2-Emissionen aus Schiffen und der 

Berichterstattung darüber zu überprüfen 

und weitere Vorschriften für die Prüfung 

von Emissionsberichten und die 

Akkreditierung der Prüfstellen festzulegen. 

Besonders wichtig ist, dass die 

Kommission bei ihren Vorarbeiten 

angemessene Konsultationen auch unter 

Einbeziehung von Sachverständigen 

(25) Um die besten verfügbaren Praktiken 

und wissenschaftlichen Erkenntnisse 

nutzen zu können, sollte der Kommission 

die Befugnis übertragen werden, gemäß 

Artikel 290 AEUV Rechtsakte hinsichtlich 

der Überprüfung bestimmter technischer 

Aspekte der Überwachung der in diesem 

Stadium auf CO2 beschränkten 

Emissionen aus Schiffen und der 

Berichterstattung darüber und der 

Festlegung weiterer Vorschriften für die 

Prüfung von Emissionsberichten und die 

Akkreditierung der Prüfstellen zu erlassen. 

Es ist von besonderer Bedeutung, dass die 

Kommission im Zuge ihrer 

Vorbereitungsarbeit angemessene 
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durchführt. Bei der Vorbereitung und 

Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte 

die Kommission gewährleisten, dass die 

einschlägigen Unterlagen dem 

Europäischen Parlament und dem Rat 

gleichzeitig, rechtzeitig und auf 

angemessene Weise übermittelt werden. 

Konsultationen, auch auf der Ebene von 

Sachverständigen, durchführt. Bei der 

Vorbereitung und Ausarbeitung delegierter 

Rechtsakte sollte die Kommission 

gewährleisten, dass die einschlägigen 

Dokumente dem Europäischen Parlament 

und dem Rat gleichzeitig, rechtzeitig und 

auf angemessene Weise übermittelt 

werden. 

 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 27 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(27) Das Ziel der vorgeschlagenen 

Maßnahme, nämlich die Überwachung 

von, Berichterstattung über und Prüfung 

von CO2-Emissionen aus Schiffen als 

erster Schritt eines schrittweisen 

Vorgehens für die Verringerung dieser 

Emissionen kann wegen des 

internationalen Charakters des Seeverkehrs 

durch Einzelmaßnahmen der 

Mitgliedstaaten nicht ausreichend 

verwirklicht werden und kann daher 

aufgrund des Umfangs und der Wirkungen 

der Maßnahme besser auf Unionsebene 

erreicht werden. Die Union kann 

Maßnahmen verabschieden, die mit dem in 

Artikel 5 AEUV festgelegten 

Subsidiaritätsprinzip in Einklang stehen. 

Entsprechend dem in demselben Artikel 

genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip 

geht diese Verordnung nicht über das für 

die Erreichung dieser Ziele erforderliche 

Maß hinaus. 

(27) Da die Ziele der vorgeschlagenen 

Maßnahme, nämlich die Überwachung 

von, Berichterstattung über und Prüfung 

von auf CO2 beschränkten Emissionen aus 

Schiffen als erster Schritt eines 

schrittweisen Vorgehens für die 

Verringerung dieser Emissionen wegen des 

internationalen Charakters des Seeverkehrs 

von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend 

verwirklicht werden können, sondern 

vielmehr wegen des Umfangs und der 

Wirkungen der Maßnahme auf 

Unionsebene besser zu verwirklichen sind, 

kann die Union im Einklang mit dem in 

Artikel 5 AEUV verankerten 

Subsidiaritätsprinzip tätig werden. 

Entsprechend dem in demselben Artikel 

genannten Grundsatz der Verhältnismäßig 

geht diese Verordnung nicht über das für 

die Verwirklichung dieser Ziele 

erforderliche Maß hinaus. 

 

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 29 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(29) Diese Verordnung sollte am 1. Juli 

2015 in Kraft treten, um sicherzustellen, 

dass die Mitgliedstaaten und die relevanten 

Interessenträger genügend Zeit haben, vor 

Beginn des ersten Berichtszeitraums am 

1. Januar 2018 die Maßnahmen zu treffen, 

die für eine wirksame Anwendung dieser 

Verordnung erforderlich sind – 

(29) Diese Verordnung sollte am 1. Juli 

2017 in Kraft treten, um sicherzustellen, 

dass die Mitgliedstaaten und die relevanten 

Interessenträger genügend Zeit haben, vor 

Beginn des ersten Berichtszeitraums am 

1. Januar 2022 die Maßnahmen zu treffen, 

die für eine wirksame Anwendung dieser 

Verordnung erforderlich sind – 

Begründung 

Es empfiehlt sich, mit der Aufstellung zu starrer bürokratischer Vorgaben solange zu warten, 

bis die aktuelle Wirtschaftskrise gelöst ist. Darüber hinaus sollte dem nächsten Europäischen 

Parlament und der nächsten Kommission noch Zeit zur Prüfung dieser Texte zugestanden 

werden, damit gegebenenfalls Änderungen vorgenommen werden können, bevor sie 

Anwendung finden. 

 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Zwecks Förderung der kostenwirksamen 

Verringerung der CO2-Emissionen aus dem 

Seeverkehr enthält diese Verordnung die 

Vorschriften für die genaue Überwachung 

von, Berichterstattung über und Prüfung 

von Kohlendioxidemissionen (CO2-

Emissionen) und anderen klimarelevanten 

Daten von Schiffen, die in einem Hafen im 

Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats 

ankommen, sich dort aufhalten oder diesen 

verlassen. 

Zwecks Förderung der kostenwirksamen 

Verringerung der CO2-Emissionen aus dem 

Seeverkehr enthält diese Verordnung die 

Vorschriften für die genaue Überwachung 

von, Berichterstattung über und Prüfung 

von Emissionen, die sich in diesem 

Stadium auf Kohlendioxid (CO2) als dem 

bei weitem wichtigsten Treibhausgas aus 

dem Seeverkehr beschränken, und 

anderen klimarelevanten Daten von 

Schiffen, die in einem Hafen im 

Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats 

ankommen, sich dort aufhalten oder diesen 

verlassen. 

 

Änderungsantrag 21 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Diese Verordnung gilt für Schiffe mit 

mehr als 5000 BRZ in Bezug auf die 

Emissionen, die während der Fahrten vom 

letzten Anlaufhafen zu einem Hafen im 

Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats und von 

einem Hafen im Hoheitsgebiet eines 

Mitgliedstaats zum nächsten Anlaufhafen 

sowie beim Aufenthalt in einem Hafen im 

Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats 

freigesetzt werden. 

1. Diese Verordnung gilt für Schiffe mit 

mehr als 400 BRZ in Bezug auf die 

Emissionen, die während der Fahrten vom 

letzten Anlaufhafen zu einem Hafen im 

Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats und von 

einem Hafen im Hoheitsgebiet eines 

Mitgliedstaats zum nächsten Anlaufhafen 

sowie beim Aufenthalt in einem Hafen im 

Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats 

freigesetzt werden. 

Begründung 

Das Völkerrecht, insbesondere MARPOL VI, gilt für Schiffe mit 400 BRZ und mehr. Darüber 

hinaus handelt es sich bei Schiffen mit 500 BRZ oft um Passagierfähren, die entlang der 

Küste und zwischen Inseln verkehren. Sie sollten daher auch unter diese Verordnung fallen. 

 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) „Emissionen“ die Freisetzung von CO2 

in die Luft durch die Schiffe gemäß 

Artikel 2; 

(a) „Emissionen“ die Freisetzung von 

ausschließlich CO2 in die Luft durch die 

Schiffe gemäß Artikel 2; 

 

 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Buchstabe l a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (la) „Eisklasse“ ein Vermerk der 

Verwaltung oder einer von ihr 

anerkannten Stelle zu einem Schiff, aus 

dem hervorgeht, dass das Schiff für die 
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Schifffahrt in Meereisverhältnissen 

ausgerüstet ist. 

 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Überwachung und Berichterstattung 

sind vollständig und umfassend und 

berücksichtigen alle Emissionen aus der 

Verbrennung von Kraftstoffen. Die 

Schifffahrtsunternehmen ergreifen 

geeignete Maßnahmen, um etwaige 

Datenlücken während des 

Berichtszeitraums zu vermeiden. 

2. Die Überwachung und Berichterstattung 

sind vollständig und umfassend und 

berücksichtigen Kohlendioxidemissionen 

aus der Verbrennung von Kraftstoffen. Die 

Schifffahrtsunternehmen ergreifen 

geeignete Maßnahmen, um etwaige 

Datenlücken während des 

Berichtszeitraums zu vermeiden. 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Spätestens am 31. August 2017 legen die 

Schifffahrtsunternehmen den Prüfstellen 

ein Monitoringkonzept vor, in dem 

angegeben ist, nach welcher Methode sie 

die Emissionen und anderen 

klimarelevanten Daten für jedes ihrer 

Schiffe über 5000 BRZ überwachen und 

übermitteln wollen. 

1. Spätestens am 31. August 2015 legen die 

Schifffahrtsunternehmen den Prüfstellen 

ein Monitoringkonzept vor, in dem 

angegeben ist, nach welcher Methode sie 

die Emissionen und anderen 

klimarelevanten Daten für jedes ihrer 

Schiffe über 400 BRZ überwachen und 

übermitteln wollen. 

Begründung 

Angesichts der festen Zusage der EU-Organe zur Ausweitung des EU-

Emissionshandelssystems auf die Schifffahrt ist es nicht hinnehmbar, dass ein Zeitplan 

festgelegt wird, der keine kurzfristigen Maßnahmen ermöglichen würde. 

 

Änderungsantrag 26 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Für Schiffe, die nach dem 1. Januar 2018 

zum ersten Mal in den Anwendungsbereich 

dieser Verordnung fallen, legt das 

Schifffahrtsunternehmen abweichend von 

Absatz 1 der Prüfstelle unverzüglich und 

höchstens zwei Monate nach dem ersten 

Anlaufen eines Hafens im Hoheitsgebiet 

eines Mitgliedstaats ein Monitoringkonzept 

vor. 

2. Für Schiffe, die nach dem 1. Januar 2016 

zum ersten Mal in den Anwendungsbereich 

dieser Verordnung fallen, legt das 

Schifffahrtsunternehmen abweichend von 

Absatz 1 der Prüfstelle unverzüglich und 

höchstens zwei Monate nach dem ersten 

Anlaufen eines Hafens im Hoheitsgebiet 

eines Mitgliedstaats ein Monitoringkonzept 

vor. 

 

 

Änderungsantrag 27 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 3 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Identifikation und Typ des Schiffes 

(Name des Schiffes, 

Schiffsidentifikationsnummer der 

Internationalen Seeschifffahrtsorganisation 

(IMO), Register- oder Heimathafen und 

Name des Schiffseigners); 

(a) Identifikation und Typ des Schiffes 

(Name des Schiffes, 

Schiffsidentifikationsnummer der 

Internationalen Seeschifffahrtsorganisation 

(IMO), Register- oder Heimathafen, 

Eisklasse des Schiffes und Name des 

Schiffseigners); 

 

 

Änderungsantrag 28 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 3 – Buchstabe h – Ziffer iii a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (iiia) die Verfahren, Zuständigkeiten und 

Datenquellen zur Bestimmung und 

Aufzeichnung der zurückgelegten Strecke 

und der Dauer bei Fahrten durch 

Meereis; 
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Änderungsantrag 29 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Die Schifffahrtsunternehmen verwenden 

Monitoringkonzepte auf der Grundlage 

standardisierter Vorlagen. Die 

technischen Vorschriften für die 

Festlegung der Vorlagen für die 
Monitoringkonzepte gemäß Absatz 1 

werden im Wege von 

Durchführungsrechtsakten beschlossen. 

Diese Durchführungsrechtsakte werden 

von der Kommission nach dem in 

Artikel 25 Absatz 2 genannten Verfahren 

erlassen. 

4. Die Schifffahrtsunternehmen verwenden 

standardisierte Mustertexte für die 

Vorlage ihrer Monitoringkonzepte. Die 

Gestaltung und der Inhalt der Mustertexte 
für die Monitoringkonzepte gemäß 

Absatz 1 werden im Wege von delegierten 

Rechtsakten beschlossen. Die Mustertexte 

sind möglichst einfach und schaffen keine 

unnötige Bürokratie. Diese delegierten 

Rechtsakte werden von der Kommission 

nach dem in Artikel 24 genannten 

Verfahren erlassen. 

 

 

Änderungsantrag 30 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Ab 1. Januar 2018 überwachen die 

Schifffahrtsunternehmen auf der Grundlage 

des gemäß Artikel 13 Absatz 1 

genehmigten Monitoringkonzepts die 

Emissionen jedes Schiffs auf Grundlage 

der einzelnen Fahrten und auf Jahresbasis 

durch Anwendung einer geeigneten 

Methode aus Anhang I Teil B und durch 

Berechnung der Emissionen gemäß 

Anhang I Teil A. 

Ab 1. Januar 2016 überwachen die 

Schifffahrtsunternehmen auf der Grundlage 

des gemäß Artikel 13 Absatz 1 

genehmigten Monitoringkonzepts die 

Emissionen jedes Schiffs auf Grundlage 

der einzelnen Fahrten, oder im 

Kurzstreckenlinienverkehr auf 

Monatsbasis, und auf Jahresbasis durch 

Anwendung einer geeigneten Methode aus 

Anhang I Teil B und durch Berechnung der 

Emissionen gemäß Anhang I Teil A. 

 

 

Änderungsantrag 31 

Vorschlag für eine Verordnung 
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Artikel 9 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Auf der Grundlage des gemäß Artikel 13 

Absatz 1 genehmigten Monitoringkonzepts 

überwachen die Schifffahrtsunternehmen 

bei jedem Schiff und für jede Fahrt nach 

und von einem Hafen im Hoheitsgebiet 

eines Mitgliedstaats in Einklang mit 

Anhang I Teil A und Anhang II Folgendes: 

Auf der Grundlage des gemäß Artikel 13 

Absatz 1 genehmigten Monitoringkonzepts 

überwachen die Schifffahrtsunternehmen 

bei jedem Schiff und für jede Fahrt nach 

und von einem Hafen im Hoheitsgebiet 

eines Mitgliedstaats, oder im 

Kurzstreckenlinienverkehr auf 

Monatsbasis, in Einklang mit Anhang I 

Teil A und Anhang II Folgendes: 

 

 

Änderungsantrag 32 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) emittiertes CO2; (c) nur emittiertes CO2; 

 

 

Änderungsantrag 33 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Buchstabe e 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(e) Zeit auf See; (e) Datum und Uhrzeit des Beginns und 

des Endes von Zeiträumen, in denen die 

Überwachung aufgrund von 

Notsituationen wie lebensrettenden 

Maßnahmen ausgesetzt wurde; 

 

 

Änderungsantrag 34 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Buchstabe f 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(f) beförderte Ladung; entfällt 

 

 

Änderungsantrag 35 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Buchstabe g a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ga) Datum und Uhrzeit des Beginns und 

des Endes von Zeiträumen, in denen die 

Überwachung aufgrund von Notfall- und 

Gefahrensituationen, wie zum Beispiel 

Rettungsaktionen, unterbrochen wurde. 

Begründung 

Notfall- und Gefahrensituationen sollten nicht berücksichtigt werden. 

 

 

Änderungsantrag 36 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1a. Abweichend vom ersten Absatz sind 

Schiffe, die ausschließlich im 

Anwendungsbereich dieser Verordnung 

betrieben werden und täglich mehrere 

Fahrten vornehmen, von der 

Überwachung der Emissionen auf der 

Grundlage der einzelnen Fahrten 

freigestellt. 

 

 

Änderungsantrag 37 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Buchstabe b 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) insgesamt emittiertes CO2; (b) nur insgesamt emittiertes CO2; 

 

 

Änderungsantrag 38 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) aggregierte CO2-Emissionen aus allen 

Fahrten zwischen Häfen im Hoheitsgebiet 

eines Mitgliedstaats; 

(c) aggregierte, auf CO2 beschränkte 

Emissionen aus allen Fahrten zwischen 

Häfen im Hoheitsgebiet eines 

Mitgliedstaats; 

 

 

Änderungsantrag 39 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) aggregierte CO2-Emissionen aus allen 

Fahrten von Häfen im Hoheitsgebiet eines 

Mitgliedstaats; 

(d) aggregierte, auf CO2 beschränkte 

Emissionen aus allen Fahrten von Häfen 

im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats; 

 

 

Änderungsantrag 40 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Buchstabe e 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(e) aggregierte CO2-Emissionen aus allen 

Fahrten nach Häfen im Hoheitsgebiet eines 

Mitgliedstaats; 

(e) aggregierte, auf CO2 beschränkte 

Emissionen aus allen Fahrten nach Häfen 

im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats; 

 

 

Änderungsantrag 41 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Buchstabe f 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(f) Emissionen, die am Liegeplatz in Häfen 

im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats 

freigesetzt wurden; 

(f) auf CO2 beschränkte Emissionen, die 

am Liegeplatz in Häfen im Hoheitsgebiet 

eines Mitgliedstaats freigesetzt wurden; 

 

Änderungsantrag 42 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Ab 2019 legen die 

Schifffahrtsunternehmen der Kommission 

und den Behörden der entsprechenden 

Flaggenstaaten alljährlich bis zum 

30. April für jedes Schiff unter ihrer 

Verantwortung einen Emissionsbericht zu 

den Emissionen und anderen 

klimarelevanten Daten des gesamten 

Berichtszeitraums vor, den eine Prüfstelle 

in Einklang mit den in Artikel 14 

genannten Anforderungen als 

zufriedenstellend befunden hat. 

1. Ab 2017 legen die 

Schifffahrtsunternehmen der Kommission 

und den Behörden der entsprechenden 

Flaggenstaaten alljährlich bis zum 

30. April für jedes Schiff unter ihrer 

Verantwortung einen Emissionsbericht zu 

den Emissionen und anderen 

klimarelevanten Daten des gesamten 

Berichtszeitraums vor, den eine Prüfstelle 

in Einklang mit den in Artikel 14 

genannten Anforderungen als 

zufriedenstellend befunden hat. 

 

 

Änderungsantrag 43 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Absatz 3 – Buchstabe a – Ziffer iii a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (iiia) Eisklasse des Schiffs, 

 

 

Änderungsantrag 44 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 1 



 

PE519.757v03-00 24/32 AD\1017652DE.doc 

DE 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Der Emissionsbericht gemäß Artikel 11 

wird mittels automatischen Systemen und 

Datenaustauschformaten, einschließlich 

elektronischer Vorlagen, übermittelt. 

1. Zur Verringerung des 

Verwaltungsaufwands für die 

Unternehmen werden für die 

Übermittlung des Emissionsberichts 
gemäß Artikel 11 automatische Systeme, 

Standards für den Datenaustausch und 

elektronische Vorlagen verwendet. 

 

Änderungsantrag 45 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die technischen Vorschriften für das in 

Absatz 1 genannte Datenaustauschformat 

einschließlich elektronischer Vorlagen 
werden im Wege von 

Durchführungsrechtsakten festgelegt. 

Diese Durchführungsrechtsakte werden 

von der Kommission nach dem in 

Artikel 25 Absatz 2 genannten Verfahren 

erlassen. 

2. Die Regeln für die Übermittlung der 

Daten an die Kommission einschließlich 

der Standards für den Datenaustausch 

und des Formats der elektronischen 

Vorlagen gemäß Absatz 1 werden im 

Wege von delegierten Rechtsakten 

festgelegt. Diese delegierten Rechtsakte 

werden von der Kommission nach dem in 

Artikel 24 genannten Verfahren erlassen. 

 

Änderungsantrag 46 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 17 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Die Prüfstelle teilt der Kommission und 

der Flaggenstaatbehörde unverzüglich die 

Ausstellung einer 

Konformitätsbescheinigung mit und 

übermittelt die in Absatz 2 genannten 

Angaben mithilfe automatischer Systeme 

und vollständiger Datenaustauschformate, 

einschließlich elektronischer Vorlagen, 

die die Kommission nach dem in dieser 

Verordnung vorgesehenen Verfahren 

4. Die Prüfstelle teilt der Kommission und 

der Flaggenstaatbehörde unverzüglich die 

Ausstellung einer 

Konformitätsbescheinigung mit und 

verwendet für die Übermittlung der in 

Absatz 2 genannten Angaben 

automatische Systeme, Standards für den 

Datenaustausch und elektronische 

Vorlagen, die die Kommission nach dem in 

dieser Verordnung vorgesehenen 
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erstellt hat. Verfahren erstellt hat. 

 

Änderungsantrag 47 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 17 – Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

5. Die technischen Vorschriften für das in 

Absatz 4 genannte Datenaustauschformat 

einschließlich elektronischer Vorlagen 
werden im Wege von 

Durchführungsrechtsakten festgelegt. 

Diese Durchführungsrechtsakte werden 

von der Kommission nach dem in 

Artikel 25 Absatz 2 genannten Verfahren 

erlassen. 

5. Die Regeln für die Übermittlung der 

Daten an die Kommission einschließlich 

der Standards für den Datenaustausch 

und des Formats der elektronischen 

Vorlagen gemäß Absatz 4 werden im 

Wege von delegierten Rechtsakten 

festgelegt. Diese delegierten Rechtsakte 

werden von der Kommission nach dem in 

Artikel 24 genannten Verfahren erlassen. 

 

Änderungsantrag 48 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Ab dem 30. Juni 2019 führen Schiffe, die 

in einem Hafen im Hoheitsgebiet eines 

Mitgliedstaats ankommen, sich dort 

aufhalten oder diesen verlassen, eine 

gemäß Artikel 17 ausgestellte gültige 

Bescheinigung an Bord, aus der 

hervorgeht, dass das Schiff seine 

Berichterstattungs- und 

Überwachungspflichten für den 

betreffenden Berichtszeitraum erfüllt hat. 

Ab dem 30. Juni 2017 führen Schiffe, die 

in einem Hafen im Hoheitsgebiet eines 

Mitgliedstaats ankommen, sich dort 

aufhalten oder diesen verlassen, eine 

gemäß Artikel 17 ausgestellte gültige 

Bescheinigung an Bord, aus der 

hervorgeht, dass das Schiff seine 

Berichterstattungs- und 

Überwachungspflichten für den 

betreffenden Berichtszeitraum erfüllt hat. 

 

Änderungsantrag 49 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 20 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten legen eine 1. Die Mitgliedstaaten legen eine 
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Sanktionsregelung für Verstöße gegen die 

in Artikel 8 bis 12 niedergelegten 

Überwachungs- und 

Berichterstattungsvorschriften fest und 

ergreifen alle erforderlichen Maßnahmen, 

um sicherzustellen, dass diese Sanktionen 

angewandt werden. Die vorgesehenen 

Sanktionen sind nicht weniger streng als 

diejenigen, die in den einzelstaatlichen 

Rechtsvorschriften über 

Treibhausgasemissionen für den Fall von 

Verstößen gegen die 

Berichterstattungspflichten durch Betreiber 

vorgesehen sind, und sind wirksam, 

verhältnismäßig und abschreckend. Die 

Mitgliedstaaten teilen der Kommission bis 

1. Juli 2017 diese Regelung mit und 

unterrichten sie unverzüglich über spätere 

Änderungen dieser Regelung. 

Sanktionsregelung für Verstöße gegen die 

in Artikel 8 bis 12 niedergelegten 

Überwachungs- und 

Berichterstattungsvorschriften fest und 

ergreifen alle erforderlichen Maßnahmen, 

um sicherzustellen, dass diese Sanktionen 

angewandt werden. Die vorgesehenen 

Sanktionen sind nicht weniger streng als 

diejenigen, die in den einzelstaatlichen 

Rechtsvorschriften über 

Treibhausgasemissionen für den Fall von 

Verstößen gegen die 

Berichterstattungspflichten durch Betreiber 

vorgesehen sind, und sind wirksam, 

verhältnismäßig und abschreckend. Die 

Mitgliedstaaten teilen der Kommission bis 

1. Juli 2015 diese Regelung mit und 

unterrichten sie unverzüglich über spätere 

Änderungen dieser Regelung. 

 

 

Änderungsantrag 50 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 21 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Kommission veröffentlicht bis zum 

30. Juni jedes Jahres die übermittelten 

Emissionsberichte gemäß Artikel 11 

zusammen mit Angaben zur Einhaltung der 

Berichterstattungs- und 

Überwachungsvorschriften durch das 

Schifffahrtsunternehmen gemäß den 

Artikeln 11 und 17. 

1. Die Kommission veröffentlicht auf 

aggregierter Basis bis zum 30. Juni jedes 

Jahres die übermittelten Emissionsberichte 

gemäß Artikel 11 zusammen mit Angaben 

zur Einhaltung der Berichterstattungs- und 

Überwachungsvorschriften durch das 

Schifffahrtsunternehmen gemäß den 

Artikeln 11 und 17. 

 

 

Änderungsantrag 51 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 21 – Absatz 2 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Identifikation des Schiffs, (Name, IMO- (a) Identifikation des Schiffs (Name, IMO-



 

AD\1017652DE.doc 27/32 PE519.757v03-00 

 DE 

Identifikationsnummer und Register- oder 

Heimathafen); 

Identifikationsnummer, Register- oder 

Heimathafen und Eisklasse des Schiffs); 

 

 

Änderungsantrag 52 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 21 – Absatz 2 – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) die CO2-Emissionen pro Jahr; (d) die auf CO2 beschränkten Emissionen 

pro Jahr; 

 

 

Änderungsantrag 53 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 22 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Kommission unterrichtet die IMO 

und andere einschlägige internationale 

Einrichtungen regelmäßig über die 

Anwendung dieser Verordnung, um die 

Aufstellung internationaler Vorschriften 

im Rahmen der IMO über die 

Überwachung von, Berichterstattung über 

und Prüfung von Treibhausgasemissionen 

aus dem Seeverkehr zu erleichtern. 

1. Die Kommission unterrichtet die IMO 

und andere einschlägige internationale 

Einrichtungen regelmäßig über die 

Anwendung dieser Verordnung in der 

Absicht, die Verordnung an die 

Fortschritte der IMO im Hinblick auf die 

Überwachung von, Berichterstattung über 

und Prüfung von Treibhausgasemissionen 

aus dem Seeverkehr anzupassen. 

 

 

Änderungsantrag 54 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 22 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Wird ein internationales 

Übereinkommen über globale Maßnahmen 

zur Reduzierung von 

Treibhausgasemissionen aus dem 

Seeverkehr erzielt, so überprüft die 

3. Wird ein internationales 

Übereinkommen über globale Maßnahmen 

zur Reduzierung von 

Treibhausgasemissionen aus dem 

Seeverkehr erzielt, so überprüft die 
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Kommission diese Verordnung und kann 

erforderlichenfalls Änderungen 

vorschlagen. 

Kommission diese Verordnung und sorgt 

für ihre Angleichung an die von der IMO 

festgelegten internationalen Vorschriften. 

 

Änderungsantrag 55 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 23 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Der Kommission wird unter den in Artikel 

24 genannten Bedingungen die Befugnis 

übertragen, delegierte Rechtsakte zu 

erlassen, um die Bestimmungen der 

Anhänge I und II zu ergänzen und zu 

ändern, um neueste wissenschaftliche 

Erkenntnisse sowie die einschlägigen, an 

Bord der Schiffe vorliegenden Daten und 

die einschlägigen internationalen 

Vorschriften und international 

anerkannten Normen zu berücksichtigen, 

um die genauesten und effizientesten 

Methoden für die Überwachung von 

Emissionen zu bestimmen und um die 
Genauigkeit der im Zusammenhang mit 

der Emissionsüberwachung und der 

Berichterstattung darüber verlangten 

Angaben zu verbessern, soweit dies 

nichtwesentliche Bestimmungen dieser 

Verordnung betrifft. 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 24 in Bezug auf 

die Änderung von Anhang I delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um die 

Überwachungsmethoden an den 

wissenschaftlichen und technischen 

Fortschritt und an international 

anerkannte Standards anzupassen und 

dadurch die Zuverlässigkeit, 

Brauchbarkeit und Genauigkeit der 

Emissionsdaten zu verbessern. 

 Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 24 in Bezug 

auf die Änderung von Anhang II 

delegierte Rechtsakte zu erlassen, um die 

Überwachungsmethoden für 

klimarelevante Angaben an den 

wissenschaftlichen und technischen 

Fortschritt und an international 

anerkannte Standards anzupassen und 

dadurch die Zuverlässigkeit, 

Brauchbarkeit und Genauigkeit der 

Emissionsdaten zu verbessern. 

 

Änderungsantrag 56 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 24 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Befugnis zum Erlass von 

delegierten Rechtsakten gemäß den 

Artikeln 15, 16 und 23 wird der 

Kommission für fünf Jahre ab dem 1. Juli 

2015 übertragen. 

1. Die Befugnis zum Erlass delegierter 

Rechtsakte gemäß den Artikeln 12a, 15, 16 

und 23 wird der Kommission für einen 

Zeitraum von fünf Jahren ab dem 

[tt/mm/jjjj] [Datum des Inkrafttretens 

dieser Verordnung] übertragen. Die 

Kommission erstellt spätestens neun 

Monate vor Ablauf des Zeitraums von 

fünf Jahren einen Bericht über die 

Befugnisübertragung. Die 

Befugnisübertragung verlängert sich 

stillschweigend um Zeiträume gleicher 

Länge, es sei denn, das Europäische 

Parlament oder der Rat widersprechen 

einer solchen Verlängerung spätestens 

drei Monate vor Ablauf des jeweiligen 

Zeitraums. 

 

Änderungsantrag 57 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 24 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Befugnisübertragung gemäß 

Artikel 23 kann vom Europäischen 

Parlament oder vom Rat jederzeit 

widerrufen werden. Der Beschluss über 

den Widerruf beendet die Übertragung der 

darin genannten Befugnisse. Der 

Beschluss wird am Tag nach seiner 

Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union oder zu einem darin 

angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. 

Die Gültigkeit von delegierten 

Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird 

davon nicht berührt. 

2. Die Befugnisübertragung gemäß den 

Artikeln 12a, 15, 16 und 23 kann vom 

Europäischen Parlament oder vom Rat 

jederzeit widerrufen werden. Der 

Beschluss über den Widerruf beendet die 

Übertragung der in diesem Beschluss 

angegebenen Befugnis. Er wird am Tag 

nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt 

der Europäischen Union oder zu einem 

darin angegebenen späteren Zeitpunkt 

wirksam. Die Gültigkeit von delegierten 

Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird 

von dem Beschluss über den Widerruf 
nicht berührt. 

 

Änderungsantrag 58 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 24 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Ein gemäß Artikel 23 erlassener 

delegierter Rechtsakt tritt nur in Kraft, 

wenn weder das Europäische Parlament 

noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei 

Monaten nach Übermittlung dieses 

Rechtsakts an das Europäische Parlament 

und den Rat Einwände erhoben hat oder 

wenn vor Ablauf dieser Frist sowohl das 

Europäische Parlament als auch der Rat 

der Kommission mitgeteilt haben, dass sie 

keine Einwände erheben werden. Auf 

Initiative des Europäischen Parlaments 

oder des Rates wird diese Frist um zwei 

Monate verlängert. 

4. Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß 

den Artikeln 12a, 15, 16 und 23 erlassen 

wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das 

Europäische Parlament noch der Rat 

innerhalb einer Frist von zwei Monaten 

nach Übermittlung dieses Rechtsakts an 

das Europäische Parlament und den Rat 

Einwände erhoben haben oder wenn vor 

Ablauf dieser Frist das Europäische 

Parlament und der Rat beide der 

Kommission mitgeteilt haben, dass sie 

keine Einwände erheben werden. Auf 

Initiative des Europäischen Parlaments 

oder des Rates wird diese Frist um zwei 

Monate verlängert. 

 

Änderungsantrag 59 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 27 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2015 in 

Kraft. 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2014 in 

Kraft. 

Begründung 

Um die Durchführung der Verordnung im Jahr 2015 vorzubereiten, ist genügend Zeit 

vorzusehen, um entsprechende Bestimmungen auszuarbeiten. 

 

 

Änderungsantrag 60 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang I – Teil B – Nummer 1 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Dieser Methode liegen die in der 

Bunkerlieferbescheinigung angegebene 

Dieser Methode liegen die in der 

Bunkerlieferbescheinigung angegebene 
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Menge und Art des Kraftstoffs in 

Verbindung mit regelmäßigen Kontrollen 

des Füllstands durch das Ablesen von 

Füllstandsanzeigen zugrunde. Die zu 

Beginn des Zeitraums vorhandene 

Kraftstoffmenge zuzüglich Lieferungen 

abzüglich des am Ende des Zeitraums 

vorhandenen Kraftstoffs und des zwischen 

Beginn und Ende des Zeitraums 

ausgepumpten Kraftstoffs ergibt den 

Kraftstoffverbrauch in dem Zeitraum. 

Menge und Art des Kraftstoffs (sofern 

verfügbar) in Verbindung mit 

regelmäßigen Kontrollen des Füllstands 

durch das Ablesen von Füllstandsanzeigen 

zugrunde. Die zu Beginn des Zeitraums 

vorhandene Kraftstoffmenge zuzüglich 

Lieferungen abzüglich des am Ende des 

Zeitraums vorhandenen Kraftstoffs und des 

zwischen Beginn und Ende des Zeitraums 

ausgepumpten Kraftstoffs ergibt den 

Kraftstoffverbrauch in dem Zeitraum. 
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